
 
 
 
 
 

CDU-Ratsfraktion, Lange Str. 71, 32756 Detmold     Detmold, den 20.03.2017 
 

An den 
Rat der Stadt Detmold 
Herrn Bürgermeister R. Heller 
Marktplatz 5 
32756 Detmold 
 
 
 
 
 
 
Betr.:   Bürgerbeteiligung in Detmold 
  hier: Entwurf des Leitlinientextes der „Arbeitsgruppe Leitlinien“ 
Bezug: 1. Vorlage Fb1/011/2017 vom 05.01.2017 
  2. Vorlage Fb1/011/2017/1 vom 18.01.2017 
 
 
 
 
 
 
Zu dem Entwurf des Leitlinientextes nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
Konsens ist, dass Bürgerbeteiligung Standards braucht.  
 
Grundsatz aller Überlegungen ist für die CDU Ratsfraktion Detmold:  
Bürgerbeteiligung kann die Willensbildung der politisch legitimierten Entscheider un-
terstützen. Wesentlich ist, dass diese Form von Unterstützung eine Beratung dar-
stellt. Beratung bedeutet in diesem Kontext, dass anschließend in den Ausschüssen 
oder im Rat entschieden wird, was davon angenommen wird und was nicht. Das poli-
tische Mandat darf also in keiner Weise ausgehöhlt  werden. 
 
Bezug 2. Seite 7 B: „…Einwohner und anderer Interessierten …“ (vergl. D 1 z.B.hier 
ihren Arbeitsplatz haben) Dies lehnen wir grundsätzlich ab. 
 
Bezug 2. Seite 7 B.: „…die, die gewählten Vertreterinnen und Vertreter als abschlie-
ßende Entscheidungsträger-/innen vorsieht…“   
Diese Formulierung ist zu konkretisieren (siehe oben), denn sie sind es.  
 
Bezug 2. Seite 8 C.1.1: „…Im Rahmen der Information zu einzelnen Projek-
ten/Vorhaben, zu denen keine Beteiligung möglich ist, können Meinungen aus der 
Bürgerschaft eingeholt werden…“ 
Wenn rechtlich kein Entscheidungsspielraum besteht, dann sollte diese Formulierung 
auch ersatzlos gestrichen werden. 
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Bezug 2. Seite 9 C.1.3 Mitentscheidung: Dieser Absatz ist ersatzlos zu streichen, 
denn eine Mitentscheidung oder die Einräumung eines Vetorechtes ist rechtlich nicht 
vorgesehen und kann bei den Akteuren falsche Hoffnungen wecken. 
 
Bezug 2. Seite 9 C.1.4 Entscheidung : …Fonds… (drittletzte Zeile)  
Was ist darunter zu verstehen? 
 
Bezug 2. Seite 10 folgende C. 2 Qualitätskriterien für gute Bürgerbeteiligung als 
Grundlage der gemeinsamen Arbeit: 
Dieser Abschnitt sollte erheblich gekürzt werden. Exemplarisch sei hier der Punkt 
C.2. 5 genannt. Dies ist für uns eine Anhäufung von „Worthülsen“, die im demokrati-
schen Miteinander eine Selbstverständlichkeit sind/sein sollten.  
 
Bezug 2. Seite 11 C.2.7: „…Die Auseinandersetzung mit den Ergebnissen der Bür-
gerbeteiligung ist intensiv, die Handlungsalternativen werden sorgfältig geprüft und 
abgewogen. Die Entscheidungsträger/-innen begründen ihre Entscheidung und stel-
len diese gegenüber der Öffentlichkeit nachvollziehbar dar…“ 
Diese Sätze sind ersatzlos zu streichen, denn die Rats-/Ausschussmitglieder sind in 
ihrer Entscheidung frei und brauchen sie nicht zu begründen. Wie die Fraktionen  
oder einzelne Ratsmitglieder damit umgehen ist ihre Entscheidung und gehört nicht 
in Leitlinien. 
 
Bezug 2. Seite 12 C.3 Keine Entscheidung bei laufenden Beteiligungsverfahren: 
Wie kommen Vorhaben auf die Liste, bei denen eine hohe Dringlichkeit besteht? 
Was ist eine hohe Dringlichkeit? Wer entscheidet und begründet dieses? 
 
Bezug 2. Seite 12 C.4 Bürgerbeteiligung bei Vorhaben von Tochtergesellschaf-
ten der Stadt Detmold und privaten Investoren: 
Der Absatz ist aus unserer Sicht realitätsfremd und kann bei möglichen Investoren 
eine abschreckende Wirkung haben. Daher ist er ersatzlos zu streichen. 
 
Bezug 2. Seite 13 D.2.1 Fachausschüsse:  
Fachausschüsse beraten Angelegenheiten nicht nur vor sondern auch abschließend. 
Hauptsatzung und GO sind hier zu beachten. Die Formulierung ist entsprechend zu 
ändern. 
 
Bezug 2. Seite 13 folgende D 3 Stadtverwaltung: 
Dieser Abschnitt sollte sich auf das wirklich erforderliche beschränken und zu einem 
„Bürokratieabbau“ führen. Zur Zeit bedeutet dieser Abschnitt erhebliche Mehrarbeit in 
den Fachbereichen. Die geplante Koordinierungsstelle Bürgerbeteiligung soll u.a. 
„koordinieren – informieren – beraten bei der Moderations- und Prozessgestaltung“. 
Bei einer dezentralen Verantwortung der Fachbereiche ist zu überlegen ob die zu-
ständigen Fachbereiche dies nicht in Eigenverantwortung erledigen können. 
 
Bezug 2. Seite 17 folgende D.4.2 Zusammensetzung und Arbeitsweise: 
Die geplante Zusammensetzung des Beirates von 8 weisungsgebundenen Mitarbei-
tern der Verwaltung, 8 aus der Einwohnerschaft und 8 aus der Politik, wobei sich die 
politischen Mehrheitsverhältnisse nicht widerspiegeln sollen, ist unseres Erachtens 
viel zu groß. Insbesondere bei den Mitarbeitern der Verwaltung geht ihr Engagement 
(welches ja Arbeitszeit ist) zu Lasten ihrer eigentlichen Aufgaben. 
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Gute Beteiligung braucht verbindliche Regeln und nicht Worte wie z.B. „…ggf. aber 
auch Abstimmungen möglich sein…“. 
 
Zu verbindlichen Regeln während der Ausübung des Bürgerengagements 
müssen z.B. auch Fragen der Kostenerstattung, des Datenschutzes und des 
Versicherungsschutzes geregelt sein. 
 
Bezug 2. Seite 17 folgende E. Gemeinsames Wissen als Basis: 
Dieser Abschnitt sollte sich auf das wirklich erforderliche beschränken und zu einem 
„Bürokratieabbau“ führen. Weniger ist mehr. 
„...Auf die Liste kommen zudem Vorhaben und Projekte, an denen eine größere Zahl 
an Einwohner/-innen Interesse hat oder haben könnte…“  
Auch hier fehlen uns verbindliche Regeln. 
 
Bezug 2. Seite 20 F.1: 
„…jede Einwohnerin Detmolds ab 14 Jahren…“ 
Hier regen wir an, sich an dem Alter für die Kommunalwahlen zu orientieren und 
schlagen ab 16 Jahren vor. 
 
Bezug 2. Seite 21 F.4: 
„…Die Liste enthält die Anregungen und Ideen, die innerhalb der letzten 3 Jahre 
beim KuK-Büro oder anderer Stelle der Verwaltung eingegangen sind…“ 
Um wie viel Anregungen und Ideen handelt es sich hierbei und warum wurden diese 
ggf. der Politik nicht zur Entscheidung vorgelegt? 
„…sie wird vom Beirat für Bürgerbeteiligung zur Veröffentlichung freigegeben…“ 
(siehe auch S. 22 G - hier entscheidet der Beirat für Bürgerbeteiligung).  
Dies widerspricht dem Grundsatz der Allzuständigkeit des Rates. 
 
Bezug 2. Seite F 22: 
„…Projekte der Stadtgesellschaft entscheidet der Beirat für Bürgerbeteiligung…“ 
Dies widerspricht unserem Grundverständnis von Zuständigkeiten. 
 
Bezug 2. Seite 24 H 2: 
„…kann er die Einschaltung einer neutralen, unabhängigen Konfliktvermittlung in die 
Wege leiten…“ Wer könnte das sein und was würde das kosten, wenn letztendlich 
doch der Rat entscheidet? 
 
Bezug 2. Seite 27 folgende K.1 Erforderliche Ressourcen und K.2 Qualifizie-
rung: 
„…mittel- und langfristig die Kosten für die Bürgerbeteiligung verringern könnten…“ 
„…Eine valide Aussage über die finanziellen und personellen Ressourcen, die in den 
Fachbereichen benötigt werden, ist zum Zeitpunkt der Leitlinien Bürgerbeteiligung 
Detmold noch nicht möglich…“ 
Solche Aussagen sollten nicht Bestandteil von Leitlinien sein. Aus unserer Sicht ge-
hören fast alle Aussagen der Abschnitte K.1 und K.2 nicht in die Leitlinien. 
 
Insgesamt ist die CDU Ratsfraktion Detmold der Ansicht, dass der Entwurf der Leitli-
nien im Textumfang erheblich reduziert werden muss, wiederkehrende Formulierun-
gen im Text durchgängig gleich sein müssen und bei verbindlichen Regeln eine For-
mulierung im Konjunktiv nicht angebracht ist.  
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Vor der geplanten Verabschiedung der Leitlinien (Mai 2017) im Rat erwarten wir eine 
konkrete und nachvollziehbare Kostenkalkulation der erforderlichen Haushaltsmittel.  
Jedes Ratsmitglied muss vor der Entscheidung wissen, was uns eine standardisierte 
Bürgerbeteiligung kostet.  
 
 
 
 
Mit freundlichem Gruß 
gez. Jörg Thelaner 
Fraktionsvorsitzender 

 
i.A. Sack 








